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Zeitraum von 2018 bis 2022 

 

Im Zeitraum von 2018 bis 2022 sollen Braunkohlekraftwerke und 

Steinkohlekraftwerke schrittweise in dem Umfang stillgelegt oder über das 

KWKG umgerüstet werden, dass die Leistung der Kraftwerke im Markt im Jahr 

2022 auf rund 15 GW Braunkohle und rund 15 GW Steinkohle reduziert wird. 

Das entspricht im Vergleich zu Ende 2017 einem Rückgang von annähernd 5 

GW bei Braunkohlekraftwerken und 7,7 GW bei Steinkohlekraftwerken. 

Darüber hinaus empfiehlt die Kommission die weitgehende Umstellung von 

Kohle auf Gas innerhalb der Netzreserve (derzeit 2,3 GW). Insgesamt kommt es 

damit zu einer Reduzierung um mindestens 12,5 GW Kohlekraftwerksleistung 

im Markt. Mit diesen Maßnahmen wird im Energiesektor eine CO2Minderung 

von mindestens 45 % im Vergleich zu 1990 erreicht.  

 

Die Kommission empfiehlt, zur Umsetzung eine einvernehmliche Vereinbarung 

auf vertraglicher Grundlage mit den Betreibern im Hinblick auf die Stilllegungen 

zu erzielen. Diese enthält sowohl eine Einigung über Entschädigungsleistungen 

für die Betreiber als auch Regelungen über die sozialverträgliche Gestaltung der 

Reduzierung und Beendigung der Kohleverstromung und wird anschließend 

gesetzlich fixiert. Dies bezieht sich auf Kraftwerke, die sich im Betrieb, noch 

nicht im Betrieb oder im Bau befinden. Instrumente zur Ermittlung der 

Entschädigungshöhe können Ausschreibungen oder Regelungen analog zur 

Sicherheitsbereitschaft sein. Sofern die Ausschreibung gewählt wird, ist der 

Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen sowie unbilliger sozialer und 

wirtschaftlicher Nachteile für die betroffenen Beschäftigten eine notwendige 

Voraussetzung.  

 

Die Kommission hält es für wünschenswert, dass der Hambacher Forst erhalten 

bleibt. Darüber hinaus bittet die Kommission die Landesregierungen, mit den 

Betroffenen vor Ort in einen Dialog um die Umsiedlungen zu treten, um soziale 

und wirtschaftliche Härten zu vermeiden. 

 


